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■ Die von der Regierungskoalition vo r-

gelegten Gesetzentwürfe zur Unterneh-

m e n s s t e u e r reform 1999, 2000 und 2002

w u rden von ZEW und Lehrstuhl Pro f.

Jacobs hinsichtlich ihrer ökonomischen

Auswirkungen auf den Unternehmens-

sektor sowie einiger steuersystemati-

scher Aspekte untersucht (ZE W- D o k u-

mentation Nr. 98-10). Hierfür wurden die

Effekte der wesentlichen St e u e r ä n d e r u n-

gen auf die Steuerbelastung von Unter-

nehmen mit dem Eu ropean Tax Analyze r

b e rechnet. Dabei zeigt sich, daß von der

ersten Stufe der Reformmaßnahmen ten-

denziell eine Verschlechterung der unter-

nehmerischen Rahmenbedingungen aus-

geht. Dagegen stellt sich für die Stufe im

Jahr 2002 eine Verbesserung der Situa-

tion heraus, selbst wenn eine teilwe i s e

Gegenfinanzierung angenommen wird .

Die Reformmaßnahmen 1999 sehen

durch die Reduzierung des Steuertarifs

einen entlastenden und durch die Ver-

breiterung der Bemessungsgrundlage

einen belastenden Effekt vor. In Abhän-

gigkeit von unternehmensspezifischen

Charakteristika, die sich in der Bran-

chenzugehörigkeit ausdrücken, führen

diese gegenläufigen Maßnahmen in den

meisten Fällen zu einer Erhöhung der

Steuerbelastung.

Der erste Schritt der Reform (1999)

verbessert somit nicht die internationale

Wettbewerbssituation deutscher Unter-

nehmen. Die Belastung von Unterneh-

men in Deutschland, die im internationa-

len Vergleich ohnehin sehr hoch ist, wird

weiter erhöht. Tendenziell dürften vom

ersten Reformschritt kaum Wachstums-

impulse für die Investitionsentscheidun-

gen und B e s c h ä f t i g u n g s n a c h f rage aus-

gehen. Dies ist in der weitgehenden Auf-

k o m m e n sneutralität begründet. Nur von

einer Nettoentlastung des Unterneh-

menssektors werden jedoch diese posi-

tiven Impulse ausgehen können. 

Die geplante ökologische St e u e r re-

form 1999 hat aufgrund der niedrigen

St e u e rtarife und zusätzlichen Ausnah-

m e regelungen kaum Auswirkungen auf

die Belastungssituation der Unterneh-

men insgesamt. Dies gilt, mit Ausnahme

des Verkehrssektors, für alle untersuch-

ten Branchen. Allerdings re s u l t i e ren auf

Unternehmensebene nur äußerst gerin-

ge ökologische Lenkungswirkungen, so

daß das angestrebte Ziel einer Ve r b e s s e-

rung des Klimaschutzes mit dieser Re-

form kaum erreicht wird. Insbesondere

w i rd durch die Nichtbesteuerung vo n

Kommentar zur St e u e r re f o r m  . . . . . . . . . 1

I u K - Te c h n o l o g i e n  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2

Hoffnungsträger Biomasse  . . . . . . . . . . . 3

Leitbild Baden-Würt t e m b e rg  . . . . . . . . . 4

Wissenschaft für die Pra x i s . . . . . . . . . . . 5

ZE W- S e m i n a r . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 / 6

N e u e r s c h e i n u n g e n  . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

Te r m i n e  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

Daten und Fa k t e n  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

Standpunkt: Moderate Lo h n p o l i t i k  . . . . 8

In dieser Ausgabe

Die Maßnahmen zur Unternehmenssteuerreform 1999 sind weitgehend negativ zu beurteilen, da von den 
Änderungen keine positiven Wachstumsimpulse ausgehen dürften und sich teilweise sogar eine Verschlech-
terung der steuerlichen Belastungssituation für die Mehrzahl der Branchen einstellt. Darüber hinaus wird 
mit der geplanten ökologischen Steuerreform nicht das Ziel einer nachhaltigen Verbesserung des Klima-
schutzes erreicht. Hierfür erscheint eher die Einführung einer europaweiten Umweltsteuer sinnvoll.

S te u e r reform: Kaum Wa c h s t u m s i m p u l s e
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Kohle eine geplante Minderung der CO 2 -

Emission in Frage gestellt. 

Weiterhin sollen nach dem Willen des

Gesetzgebers Unternehmen ähnlich wie

Arbeitnehmer künftig nach ihrer tatsäch-

lichen Leistungsfähigkeit besteuert wer-

den. Per se stellt sich eine Gleichbe-

handlung der Einkunftsarten solange

nicht ein, solange Gewinn- und Über-

schußeinkünfte nach unterschiedlichen

Prinzipien ermittelt werden. 

Die Beseitigung von Ungleichbehand-

lungen zwischen Beziehern unterschied-

licher Einkunftsarten wird durch Geset-

zesänderungen erkauft, die mit bisheri-

gen Bilanzierungskonventionen bre c h e n .

Gerade bezüglich der künftigen Behand-

lung von Rückstellungen ist hinter die-

sen kasuistischen Einzelfallregelungen

eine geschlossene Systematik nicht zu

erkennen, was der mit dem Gesetzent-

wurf bezweckten “Vereinfachung des

deutschen Steuerrechts” (zumindest im

Bereich der Gewinnermittlung) nicht

dienlich ist. O

Tobias H. Eckerle, 0621/1235-164 
Alexander Wünsche, 0621/1235-166
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■ Eine neue ZEW-Studie auf Basis des

Mannheimer Dienstleistungspanels baut

auf einer früheren Untersuchung über

den Zusammenhang zwischen der Ent-

wicklung der Qualifikationsgruppen und

neuen Technologien auf (s. Oktoberaus-

gabe). Dort wurde gezeigt, daß der Ein-

satz von IuK-Technologien mit einer Ver-

schiebung der Arbeitsnachfrage zugun-

sten von Akademikern verbunden ist.

Schwerpunkt dieser Studie sind die

Determinanten der Qualifikationsstruk-

tur und die Bedeutung der Produktions-

faktoren für die Leistungserstellung. Die

Qualifikationsstruktur in den Dienstlei-

stungen hängt von vielen Faktoren ab.

So variiert der Anteil der Hochschulab-

solventen je nach Branchen und Unter-

nehmensgröße. Weitere Einflußfaktoren

sind der Einsatz von IuK-Technologien,

die Exportneigung sowie die FuE-Tätig-

keiten in den Unternehmen. Bei expor-

tierenden Unternehmen liegt der Anteil

der Hochschulabsolventen um 4,5 Pro-

zentpunkte höher als bei den Nicht-

exporteuren. Auch FuE-Tätigkeit stellt

höhere Anforderungen an das Qualifika-

tionsprofil der Beschäftigten.

IuK-Technologien entscheidend

Die wichtigste Determinante der Qua-

lifikationsstruktur ist jedoch der Einsatz

von IuK-Technologien. Für alle Bra n c h e n

ist ein enger Zusammenhang zwischen

der Qualifikationsstruktur und dem Anteil

der IuK-Ausgaben erkennbar. Dies gilt so-

wohl für Anwender (Großhandel, Banken,

Freiberufler) als auch für Anbieter vo n

I u K - Technologien (Datenve rarbeitung und

Software). Je mehr das Unternehmen in

IuK-Technologien investiert, desto höher

ist der Anteil der Hochschulabsolventen.

Insgesamt ist jedoch der Anteil der IuK-

Investitionen am

Umsatz mit durch-

schnittlich 1,3 Pro-

zent relativ nied-

rig.

Weiterhin un-

tersucht die Stu-

die den Beitrag

der einzelnen Pro-

duktionsfaktoren

(IuK und verschie-

dene Qualifikati-

onsgruppen) auf

die Produktivität

bzw. den Beitrag an der betrieblichen

Leitungserstellung. Der wichtigste Pro-

duktionsfaktor in den Dienstleistungen

ist die mittlere Qualifikationsebene (mit

Fachschulabschluß oder Lehrberufsab-

schluß), gefolgt von Hochschulabsol-

venten und IuK-Technologien (siehe Ab-

bildung). Arbeitskräfte ohne Berufsab-

s c h l u ß und sonstige Ausrüstungen und

Bauten spielen eine unterg e o rdnete Ro l l e .

Damit wird zukünftiges Wachstum ent-

scheidend von der Ausstattung mit 

Humankapital und neuen Technologien

abhängen. Im Durchschnitt ist ein Pro-

duktionszuwachs von fünf Prozent nur

durch eine Erhöhung der Zahl der Lehr-

berufsabsolventen um 2,5 Prozent, der

Hochschulabsolventen um ein halbes

Prozent oder der Steigerung der IuK-

Investitionen um ein halbes Prozent

möglich.

Darüberhinaus hängt die Produkti-

vität der einzelnen Faktoren von der

Branche ab. In den humankapitalintensi-

ven Zweigen des Dienstleistungsbe-

reichs (Software, Datenverarbeitung,

FuE-Büros) sind Hochschulabsolventen

neben der mittleren Qualifikationsebene

mit Abstand der wichtigste Produktions-

faktor. Die Ergiebigkeit des Faktors IuK

ist am höchsten bei Banken und Versi-

cherungen sowie unternehmensnahen

Dienstleistungen einschließlich Freibe-

rufe. Im Einzelhandel spielt IuK dagegen

eine untergeordnete Rolle. O

Martin Falk, 0621/1235-153

Mit 80 Prozent entfällt der Großteil der Investitionen in Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IuK) auf den Dienstleistungssektor. IuK wird damit in diesem Sektor zu einem wichtigen Produktions-
faktor. Als Folge werden die Anforderungen an die Qualifikationsstruktur der Beschäftigten steigen.
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■ Innerhalb der Palette regenerativer

Energieträger gilt die Biomasse als wich-

tigste Alternative zur Deckung zukünfti-

ger Energienachfrage in der EU. In Finn-

land, Österreich und Schweden erre i c h t

die Biomasse schon heute einen Anteil

von mehr als 15 Pro zent am Pr i m ä re n e r-

g i e ve r b ra u c h .

Die energetische Biomassenutzung

hebt sich von anderen regenerativen En-

ergien durch die Vielfalt an einsetzbaren

Brennstofftypen und Anlagetechniken

ab. Bei den Brennstoffen unterscheidet

man neben pflanzlichen Reststoffen aus

der Land- und Forstwirtschaft sowie der

Industrie (z. B. Restholz) noch zwischen

Produkten aus einem gezielten Energie-

pflanzenanbau (z. B. Zuckerrohr, schnell

wachsende Baumarten). Auch gasförmi-

ge biogene Energ i e t r ä g e r, wie Biogas aus

Gülle, und flüssige wie Rapsöl, Rapsöl-

methylester und Ethanol, die als Motor-

kraftstoffe Verwendung finden, fallen in

die Kategorie Biomasse.

Das ‘BioCosts’ Projekt deckt eine re-

präsentative Bandbreite von Biomasse-

Anwendungen ab, indem mehrere Fall-

studien für existierende Anlagen an ver-

schiedenen Standorten innerhalb der EU

durchgeführt wurden. Jede Fallstudie

wurde mit einem Referenzfall verglichen,

in dem fossile Energieträger eingesetzt

werden:

• Waldrestholz- vs. Kohleeinsatz in ei-

ner Wirbelschichtfeuerung im Heiz-

kraftwerk Nässjö, Schweden (S1),

• Industrielle Holzabfälle vs. Heizöl für

Kraft-Wärme-Kopplung mittels Kessel

und Dampfturbine in Mangualde, Por-

tugal (P1),

• Gas aus der Ve rgasung von Holz

schnell wachsender Baumarten vs.

Kohlenutzung zur St ro m e r zeugung in

einem Gas und Dampfturbinen-Pro ze ß

in Eggborough, Großbritannien (UK ) ,

• Gas aus der Vergasung von Waldrest-

holz vs. Kohlenutzung für Kraft-Wär-

me-Kopplung mittels GuD-Anlage in

Värnamo, Schweden (S2),

• Biogaserzeugung aus Gülle vs. Erd-

gaseinsatz für Motoren-Blockheiz-

kraftwerk in Hashöj, Dänemark (DK),

• k a l t g e p reßtes Rapsöl vs. Dieselkra f t-

stoff in einem Motore n - B l o c k h e i z-

k ra f t werk in We i s s e n b u rg, Deutsch-

land (D).

Für eine Abschätzung der Umweltwir-

kungen wurden Emissionsinventare für

jede Stufe der Energieumwandlung er-

stellt. Die wichtigsten Umwelteinflüsse

wurden bestimmt und soweit möglich

bis hin zu ihrer Wirkung auf unterschied-

liche Rezeptoren nachgezeichnet. Die

externen Kosten reichen von 0.001 bis zu

0.18 ECU/kWh. Die Biomassetechnolo-

gien schneiden mit einer Ausnahme bes-

ser ab als die fossilen Re f e re n z t e c h n i k e n .

Einsatz schon wirtschaftlich

Insgesamt wird deutlich, daß eine gut

o rg a n i s i e rte energetische Ve r we rt u n g

von Biomasse anstelle fossiler Energ i e-

träger einige entscheidende Umwe l t vo r-

teile mit sich bringen kann. Vor allem

kann die Ve r we rtung gasförmiger und

fester biogener Brennstoffe einen wichti-

gen Beitrag zur Eindämmung von klima-

re l e vanten Gasen wie CO2 leisten. Für

den Bereich konventioneller Schadstoffe

ist das Bild etwas differe n z i e rt e r. Wa s

S O2 Emissionen betrifft, schneiden alle

Biomassefallstudien besser ab, nicht so

bei den NOx und CO Emissionen. Der

Grund liegt allerdings in den Umwand-

lungstechniken und nicht darin, daß Bio-

masse als Brennstoff eingesetzt wird .

Auch bei den St ro m g e s t e h u n g s k o s t e n

zeigen die Fallstudien große Unters c h i e-

de. Zwei Fa l l s t u d i e n sind bereits unter

heutigen Bedingungen wirtschaftlich (S1
und P1). Für die anderen Biomasseanla-

gen gilt, daß sie bis zu 100 Pro zent teure r

sind als ihre fossilen Ve rg l e i c h s a n l a g e n .

Bei Einbeziehung externer Gesundheits-

kosten und der Berücksichtigung poten-

tieller Klimaschäden würden jedoch für

eine Reihe we i t e rer Biomassetechnolo-

gien (UK, S2 und DK) schon heute klare

ökonomische Anre i ze bestehen. O

Isabel Kühn, 0621/1235-216
Helmuth-M. Groscurth, 0621/1235-219
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Biomasse – ein Hoffnungsträger 
Das ZEW hat in Zusammenarbeit mit mehreren in- und ausländischen Instituten die Nutzung von Biomasse
zur Erzeugung von Strom und Wärme bzw. für Transportzwecke anhand technischer, ökonomischer und um-
weltrelevanter Kenngrößen untersucht. Die Ergebnisse zeigen, daß die Energiebereitstellung aus Biomasse
in der Regel mit Umweltentlastungen verbunden und in einigen Fällen selbst unter den gegebenen energie-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen wirtschaftlich ist.

0 0,05 0,1 0,15 0,2

Externe Kosten berechnet als Effekte von Luftschadstoffen auf die menschliche Gesundheit.
Interne Kosten gemessen als Investitionskosten, Arbeitskosten sowie Betriebs- und Instandhaltungskosten.

Quelle: ZEW
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■ Jeder Zukunftsentwurf muß die Aus-

gangssituation mit ihren Stärken und

Schwächen kritisch analysieren. Baden-

Württemberg ist eine der wirtschaftlich

stärksten Regionen in Europa. Es bedarf

aber aller Anstrengungen, um diese Po-

sition zu halten und auszubauen. Das

Leitbild will dazu beitragen. 

Der Innovationsbeirat (s. Kasten) hat ei-

nen Entwurf für ein Leitbild zu den vier

Themenschwerpunkten „Wirtschaft und

Beschäftigung“, „Bildung und Wissen-

schaft“, „Forschung und Technologie“,

„Staat und Gesellschaft“ vorgelegt. Die-

ses Leitbild soll ein praxisnaher Orientie-

rungsrahmen sein. Es soll sich auf Szen-

arien der wirtschaftlichen, strukturellen

und technologischen Entwicklung stüt-

zen, politischen Handlungsbedarf im

Land Baden-Württemberg aufzeigen so-

wie Ziele formulieren.

Die baden-württembergische Wirt-

schaft nimmt international eine Spitzen-

stellung ein, und auch die Wissenschaft

ist weit über die Landesgrenzen hinaus

beachtet. Das Bundesland hat sich ins-

besondere im Maschinen- und Fahrzeug-

bau sowie der Elektroindustrie einen

guten Ruf als Industriestandort geschaf-

fen. Es verfügt zudem über ein tatkräfti-

ges Handwerk und Baugewerbe sowie

eine moderne Landwirtschaft. Hinzu

kommen noch einmal etwas mehr als

15.000 Forstbetriebe.

Als Erfolgskonzept Baden-Württem-

bergs wurde und wird die enge regionale

Verflechtung zwischen Großunterneh-

men und mittelständischen Unterneh-

men angesehen. Mehr als 90 Prozent al-

ler baden-württembergischen Firmen

sind Klein- und Mittelbetriebe mit weni-

ger als 500 Beschäftigten. Damit hat das

Land die mit Abstand größte Industrie-

dichte Westdeutschlands. So arbeitet in

Baden-Württemberg jeder zwölfte Ein-

wohner im Verarbeitenden Gewerbe,

und fast ein Fünftel der Erwerbstätigen

ist im Handwerk beschäftigt. 

Der Trend zu Dienstleistungen war

lange Jahre in Baden-Württemberg un-

terdurchschnittlich ausgeprägt. Wegen

der hohen Industrialisierung und der

Dominanz großer Unternehmen über-

rascht es wenig, daß eine stärkere

Dienstleistungsorientierung Zeit brauch-

te. In den vergangenen Jahren sind in

B a d e n - W ü rt t e m b e rg

allerdings enorme

Anstrengungen

beim Strukturwan-

del hin zur Dienstlei-

stungs- und Infor-

mationsgesellschaft

unternommen wor-

den. Inzwischen hat

B a d e n - W ü rt t e m b e rg

zum Bundesdurch-

schnitt aufgeschlos-

sen: Der Dienstlei-

stungssektor erwir t-

schaftet mittlerwei-

le knapp 60 Prozent des Bruttoinlands-

produktes.

Jeder dritte Arbeitsplatz hängt in Ba-

den-Württemberg vom Export ab. Rund

70 Prozent der Industrieexporte erwirt-

schaften die vier B ranchen Maschinen-

bau, Fahrzeugbau, Elektroindustrie und

Chemie. Damit stellen die Unternehmen

ihre Innovationskraft und technologi-

sche Leistungsfähigkeit unter Beweis.

In Baden-Württemberg sind 20 Pro-

zent der Erwerbstätigen direkt und indi-

rekt mit der Produktion forschungsinten-

siver Güter beschäftigt. Entscheidend

für Innovationen sind die Kommunikati-

ons- und Kooperationsbeziehungen zwi-

schen Wissenschaftlern und Entwicklern

verschiedener Disziplinen, zwischen den

verschiedenen Berufs- und Statusgrup-

pen in den Unternehmen sowie zwi-

schen verschiedenen staatlichen Institu-

tionen. Denn Kommunikationsprobleme

zwischen Wissenschaft, Politik und indu-

strieller Praxis können – trotz hoher

Qualifikation aller Beteiligten – jede In-

novation zum Scheitern bringen.

Wissenstransfer stärken

Das Leitbild schlägt zur Verbesserung

des Technologietransfers unter anderem

folgende Maßnahmen vor. Einmal soll-

ten die institutionalisierten Strukturen

des Technologietransfers durch Such-

initiativen von Seiten der Unternehmer

ergänzt werden, um den Wissenstrans-

fer zu den Unternehmen zu verbessern.

Den Verbänden und Kammern fielen Auf-

gaben und Verantwortlichkeiten als „An-

stifter“ zu.

Weiterhin sollte der Technologie-

transfer auch in neuen Industrien und

dem Dienstleistungssektor verstärkt ge-

fördert werden. In diesen Bereichen gel-

ten grundsätzlich ähnliche Regeln wie

für traditionelle und etablierte Wirt-

schaftsbereiche des Landes: Sie gedei-

hen am besten in einem Netz von Kon-

kurrenten, Zulieferern, Kunden, For-

schungs- und Entwicklungseinrichtun-

gen, und sie bedürfen einer spezifischen

Infrastruktur. Dieses Muster hat traditio-

nelle Industrien Baden-Württembergs

wie den Automobilbau stark gemacht. O
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Wissenschaft für Politik und Praxis

Baden-Württemberg – Ein Land im Aufbruch

Fu E - Ausgaben in Baden-Würt temberg im Ve r g l e i c h

Quelle: OECD; Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Der Innovationsbeirat wurde 1994 von der

Landesregierung Baden-Württemberg ein-

berufen. Führende Persönlichkeiten aus

Wirtschaft und Wissenschaft sollen die Lan-

desregierung in allen wirtschafts-, wissen-

schafts- und technologiepolitischen Fragen

beraten. Im September 1996 startete die

Phase, die den Entwurf eines Leitbildes zur

Aufgabe hatte.

Wissenschaftler des ZE W, einschließlich des

wissenschaftlichen Direktors, Pro f. Dr. Wo l f-

gang Franz, haben als externe Sachve r s t ä n-

dige dem Innova t i o n s b e i rat zur Seite ge-

standen und bei der Erstellung des Le i t b i l d-

entwurfes mitgewirkt (Anspre c h p a rtner: 

D r. Alfred Sp i e l k a m p, 0621/12 3 5 - 174). Der

I n n ova t i o n s b e i rat wünscht sich eine öffent-

liche Diskussion zum vo rgelegten Entwurf

und Anregungen und Stellungnahmen vo n

möglichst vielen Bürgern und Institutionen.

Das Leitbild ist unter w w w. BW- i n n ova t i v. d e

im Internet abrufbar.
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■ Seit mehreren Jahren bietet das ZEW

Kurse zur Finanzmarkt-Ökonometrie an,

die sich an Interessenten aus den Wert-

papier- und Anlageabteilungen von Ban-

ken und Versicherungen sowie an Mitar-

beiter aus der öffentlichen Verwaltung

und von Industrieunternehmen wenden.

Das Kurssystem ist in zwei Teile zu je

zwei  Tagen untergliedert, die, je nach

Vorkenntnissen der Teilnehmer, unab-

hängig voneinander belegt werden kön-

nen. Das erste Modul präsentiert Analy-

se- und Prognoseverfahren und stellt die

Grundlage für das Kurssystem dar. Hier-

in sind enthalten Informationen zu den

statistischen Eigenschaften von Finanz-

marktzeitreihen und Basistechniken, die

im wesentlichen eine Einführung in die

lineare Regressionsanalyse geben. Ne-

ben der Vermittlung der Grundideen der

methodischen Verfahren werden Bei-

spiele aus dem Finanzmarktbereich ge-

wählt, um sinnvolle Anwendungen der

Verfahren zu demonstrieren. Hierbei

wird nicht nur auf „den ersten Schritt“

abgestellt – der Weg vom ökonomischen

Modell zur Schätzgleichung –, sondern

auch auf eine Interpretation und Beur-

teilung der Ergebnisse. Weitere Basis-

techniken umfassen „univariate Zeitrei-

henanalyse“ und „Erstellen von Progno-

semodellen“.

Das zweite Modul beinhaltet fortge-

schrittene Verfahren der Finanzmarkt-

Ökonometrie. Hierunter fallen unter an-

derem Tests auf Nicht-Stationarität von

Zeitreihen, eine Einführung in die Koin-

tegrationsanalyse sowie die Nutzung

und Auswertung Vektor-autoregressiver

Modelle. Abgerundet wird dieses Modul

durch den Themenbereich „Modellie-

rung stochastischer Volatilität“.

Als Referenten stehen neben ZEW-

Mitarbeitern auch externe Experten zur

Verfügung. Für den zuletzt durchgeführ-

ten Kurs in Finanzmarkt-Ökonometrie

waren Prof. Dr. Peter Kugler von der Uni-

versität Bern und Dr. Jürgen Kaehler von

der School of Business and Economics,

University of Exeter als externe Referen-

ten tätig. O

Finanzmarkt-Ökonometrie

Wissenschaft für Politik und Praxis

■ Internationale Finanzmärkte bestim-

men zunehmend die Wachstumsper-

spektiven von Industrie- und Entwick-

lungsländern. Die Volatilität auf diesen

Märkten wird wesentlich durch den insti-

tutionellen Rahmen und den damit ver-

bundenen Informationsverarbeitungs-

prozeß auf der Händlerebene bestimmt.

Aufgrund der zunehmenden Verfügbar-

keit von hochfrequenten Finanzmarktda-

ten (Intratagesdaten) ist es in jüngster

Zeit möglich geworden, die Mikrostruk-

tur von Finanzmärkten auf einem den

theoretischen Modellen entsprechen-

den, niedrigen Aggregationsniveau zu

untersuchen.

Prof. Winfried Pohlmeier vom Center

of Finance and Econometrics (CoFE) der

Universität Konstanz zeigte in seinem

Vortrag am ZEW die Chancen und Risi-

ken der Finanzmarktanalyse auf der

Grundlage von Transaktionsdaten auf.

Exemplarisch stellte er eine jüngst am

CoFE erstellte Studie zur Marktmikro-

struktur des Bund Future Handels an der

London Financial Futures Exchange (LIF-

FE) vor. Die diskreten Preissprünge des

Bund Future werden mit Hilfe eines ge-

ordneten Probitmodells mit transakti-

onsspezifischer Volatilität modelliert. In

diesem Ansatz wird der Preisprozeß

nicht nur durch seine vergangenen Wer-

te erklärt. Zusätzlich werden Informatio-

nen über die unmittelbar zurückliegende

Marktphase als Bestimmungsfaktoren

für die Größe und die Volatilität der

Preissprünge verwendet.

Für die empirische Finanzmarktfor-

schung ist die Frage, inwieweit Handels-

tage  aufgrund der an diesen Tagen auf-

tretenden Informationen einzigartig sind

bzw. inwieweit eine gemeinsame Markt-

mikrostruktur vorhanden ist, von beson-

derem Interesse. Ihre Beantwortung lie-

fert Hinweise darauf, ob Intratagesan-

laysen überhaupt als repräsentativ und

damit lehrreich anzusehen sind. Ferner

liefert sie Hinweise auf die Ursachen von

abnormen Handelstagen. 

Als Lösungsansatz stellte Pohlmeier

ein Minimum-Distanz-Verfahren vor, mit

dem die gemeinsame Struktur von Han-

delstagen auf der Grundlage von Trans-

aktionsdaten ökonometrisch überprüft

wird. Am Beispiel des BUND Future Han-

dels für 22 Handelstage (August 1995)

kann gezeigt werden, daß 18 Handels-

tage dieselbe Struktur aufweisen. Han-

delstage, die durch besondere Ereig-

nisse gekennzeichnet sind – beispiels-

weise Tage mit Zentralbanksitzungen –

unterscheiden sich deutlich von der

„normalen“ Handelsstruktur und weisen

auch untereinander wenig Gemeinsam-

keiten auf. 

In Zukunft sollen die Auswirkungen

von Fundamentalereignissen auf die

Handelsstruktur analysiert werden. O

Zur Marktmikrostruktur von Finanzmärkten

ZEW-Seminar

Prof. Winfried Pohlmeier
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Termine

■ Expertenseminare: 
Qualitätsmanagement in Dienstleistungsunternehmen – Qualitätscontrolling für Dienstleistungen, 20. Januar 1999, 

ZEW-Gebäude

Umweltfreundliche Energieerzeugung in Wettbewerbsmärkten – Neue Rahmenbedingungen im Umweltrecht, 4. Februar 1999,

ZEW-Gebäude

Kundenorientierte Produkt- und Prozeßentwicklung mit Quality Function Development, 9. Februar 1999, ZEW-Gebäude

■ Informationen zu den Veranstaltungen: 
Ankündigungen zu ZEW-Veranstaltungen finden sich auch auf den ZEW-Internetseiten unter http://www.zew.de
Bitte klicken Sie „Seminare“ an. Auf Wunsch senden wir Ihnen das ZEW-Seminarprogramm zu.
Ute Jäckel, Telefon 0621/1235-240, Fax 0621/1235-224, E-Mail jaeckel@zew.de

ZEW-Seminar

■ Bruno Kaltenborn, externer Dokto-

rand an der Universität Mainz, stellte in

einem ZEW-Seminar sein Modell SIM-

TRANS zur Mikrosimulation des deut-

schen Steuer-Transfer-Systems vor. Da-

mit lassen sich die Folgen von Reformen

der Einkommensbesteuerung, Sozialab-

gaben und verschiedener Transfers auf

Fiskus und Arbeitsmarkt prognostizie-

ren. Im Rahmen seiner Dissertation hat

er die Reformvorschläge für die Sozial-

hilfe von Parteien und Verbänden analy-

siert.

Eine Senkung der Anrechnung von Er-

werbseinkommen auf die Sozialhilfe zur

Stärkung der Arbeitsanreize und damit

zur Erreichung positiver Arbeitsmarktef-

fekte erweist sich nach der Untersu-

chung von Kaltenborn als weitgehend

untauglich. Dies wird wesentlich durch

die quantitaiv bedeutsame und überdies

besonders reagible Gruppe der Frauen

mit erwerbstätigem Partner verursacht:

• Falls die Frau nicht erwerbstätig ist,

erhöht sich durch die reduzierte An-

rechnung des Erwerbseinkommens

des Partners auf die Sozialhilfe das

gemeinsame Nettoeinkommen.

• Falls die Frau eine Beschäftigung auf-

nimmt, vermindert sich das zusätzlich

erzielbare Nettoeinkommen, weil das

Erwerbseinkommen nunmehr auch

auf den verbleibenden Transfer ange-

rechnet wird.

Eine Erwerbstätigkeit für diese Frau

wird also durch die verminderte Anrech-

nung von Erwerbseinkommen weniger

attraktiv. Dieses Problem betrifft auch

und gerade die propagierte negative

Einkommensteuer (bzw. Bürgergeld),

aber auch den Kombilohn-Vorschlag der

Bundesvereinigung der Deutschen Ar-

beitgeberverbände und einen seinerzeit

im Bundesrat gescheiterten Verord-

nungsentwurf der früheren Bundesre-

gierung.

Die heterogenen Vorschläge der SPD,

der Grünen, der PDS und des Paritäti-

schen Wohlfahrtsverbands für eine

„Grundsicherung“ haben nach Kalten-

born problematische Konsequenzen für

Fiskus und Arbeitsmarkt. Während für

das PDS-Konzept mit bis zu zwei Millio-

nen Jobs weniger und zusätzlichen jähr-

lichen Kosten von fast 130 Milliarden

Mark gerechnet werden müsse, verur-

sachten die anderen Vorschläge mögli-

cherweise Beschäftigungsverluste von

einigen hunderttausend Personen und

erforderten einen zusätzlichen Finanz-

bedarf von zwölf bis 56 Milliarden Mark

jährlich. O

Wirkungen von Reformen des Steuer-Transfer-Systems

ZEW-Neuerscheinungen

■ Discussion Papers
O s ó r i o - Peters, Suhita: The Goals of Su-

stainable Development and the Reform of

the EU Banana Trade Re g i m e, No. 98-31.

Almus, Matthias; Egeln, Jürgen; Le c h n e r,

Michael; Pfeiffer, Friedhelm; Spengler,

Hannes: Die gemeinnützige Arbeitneh-

merüberlassung in Rheinland-Pfalz – 

Eine ökonometrische Analyse des Wi e-

d e re i n g l i e d e r u n g s e r f o l g s, No. 98-36.

Beise, Marian; Stahl, Harald: Public Re-

search and Industrial Innovations in Ger-

many, No. 98-37.

Pfeiffer, Friedhelm; Reize, Frank: Busin-

ess Start-ups by the Unemployed – An

Econometric Analysis Based on Firm Data;

No.98-38.

B ü t t n e r, Thiess; Fitze n b e rg e r, Bernd: C e n-

t ral Wa g e B a rgaining and Local Wage Fle-

x i b i l i t y : Evidence from the Entire Wage

Distribution, No. 98-39.

■ ZEW Economic Studies
H o h m e ye r, Olav; Rennings, Klaus (Hrsg.):

M a n -Made Climate Change – Economic

Aspects and Policy Options, Physica-

Verlag, Heidelberg, 1998.

Bruno Kaltenborn
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Daten und Fakten
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ZEW-Finanzmarkttest:
Ertragserwartungen im November

Trotz der schlechten allgemeinen Konjunktureinschätzung
wurden die Branchen Banken und Versicherungen im Novem-
ber nicht mehr ganz so pessimistisch beurteilt. Aufgrund von
Rußlandkrise und Hedgefonds-Desaster kam es im Oktober zu
einer herben Korrektur in der Einschätzung dieser Branchen.
Die Fusions- und Kooperationsgerüchte der letzten Wochen
lassen einige Experten jedoch erneut auf Synergieeffekte hof-
fen. Weiter verbessert hat sich gegen den allgemeinen Trend
auch die Einschätzung von Konsum und Handel. Eine steuerliche
Entlastung des privaten Einkommens sollte diesen Branchen
unter die Arme greifen.
Robert Dornau, 0621/1235-141

Bei 29 Prozent der deutschen Maschinenbauer laufen Innova-
tionsprojekte länger als geplant, während im gesamten Verar-
beitenden Gewerbe Innovationsverzögerungen lediglich bei 22
Prozent der Unternehmen auftreten. Bei mehr als jedem zwei-
ten Maschinenbauunternehmen mit verlängerten Projektlauf-
zeiten führen organisatorische Probleme zu Projektverzöge-
rungen. Der Mangel an Fachpersonal wirkt bei 38 Prozent inno-
vationsverzögernd. Versäumnisse im Bereich der (Aus-)Bildung
sollten deshalb nachgeholt und Organisationen effizienter ge-
staltet werden, um die Innovationskraft im Maschinenbau zu
erhalten.
Dr. Thomas Cleff, 0621/1235-233

Für Unternehmen des Ve rarbeitenden Gewerbes in We s t-
deutschland hat die Ve rgabe von Lohnarbeiten an andere Un-
ternehmen kaum Bedeutung. Die Kosten für auswärtig ausge-
f ü h rte Lohnarbeiten betragen nur 2,3 Pro zent der Gesamtko-
sten. Seit Anfang der 80er Jahre hat die Auslagerung von Arbeit
einen halben Pro zentpunkt zugenommen. Allerdings ist die Ent-
wicklung in den einzelnen Branchen uneinheitlich. Der starke
Anstieg der Kosten für Lohnarbeiten im Bekleidungsgewe r b e
dürfte auf den zunehmenden Lo h n ve re d l u n g s verkehr mit Ost-
e u ropa zurückzuführen sein, in Luft- und Ra u m f a h rt spielt die
verstärkte innere u ropäische Arbeitsteilung eine wichtige Ro l l e .
Martin Falk, 0621/1235-153

Gründe für die Verlängerung 
von Projektlaufzeiten im Maschinenbau

Quelle: ZEWQuelle: ZEW und Datastream

Überstunden sind eine weit ve r b reitete Art der Arbeitsze i t f l e x i b i-
lisierung, mit der konjunkturelle Nachfrageschwankungen ve r-
g l e i c h s weise kostengünstig ausgeglichen we rden können. Der
Anteil der Personen, die regelmäßig Überstunden leisten, hat
sich in den neuen Bundesländern seit 1991 fast ve rdoppelt. Da-
bei ist dieser Anteil bei Hochschulabsolventen mehr als drei mal
so hoch wie bei Ungelernten. Eine Ursache für die große und
weiter zunehmende Bedeutung der Überstunden von Akademi-
kern dürfte der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften sein. Die-
ser Engpaß hat sich vermutlich durch den Beginn der konjunktu-
rellen Aufschwungphase im Jahr 1995 noch ve r s c h ä r f t .
Elke Wolf, 0621/1235-294

Anteile der Beschäftigten mit Überstunden
in den neuen Bundesländern

Auslagerung von Lohnarbeiten im 
Verarbeitenden Gewerbe in Westdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt; Kostenstrukturstatistik der Unternehmen Quelle: 70%-Stichprobe der Mikrozensen 1991 und 1995

Unternehmen mit verl. Projektlaufzeiten in %Banken Versicher. Chemie Konsum Handel
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Kosten für Lohnarbeiten an den Gesamtkosten in %

Insgesamt 7,3 14,4 3,8 6,6

ohne berufl. Ausbildung 3,4 5,9 1,8 3,6

Lehr-/ Anlernausbildung 6,6 13,8 3,5 6,0

Meister/Techniker 8,8 15,4 4,1 6,1

Fachhochschule/Uni 10,7 18,6 7,5 11,5
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G ewerkschaftsführer in Deutschland haben es nicht

leicht. Selbst wenn sie von der Notwendigkeit einer

lohnpolitischen Zurückhaltung – Lohnsteigerungen

unterhalb des Produktivitätsfortschritts – überzeugt sein

sollten, stoßen sie damit nicht nur bei ihren Mitgliedern auf

wenig Begeisterung, sondern neuerdings auch auf Wider-

stand in Regierungskreisen. Dieser geht so weit, daß hand-

feste quantitative lohnpolitische Empfehlungen gegeben

werden, was sich die Tarifvertragsparteien, bisher jeden-

falls, als Eingriff in die Tarifautonomie verbeten haben.

Lohnabschlüsse unterhalb des Produktivitätsanstiegs gin-

gen – so die Kritik – mit einem entsprechenden Defizit an

gesamtwirtschaftlicher Nachfrage einher, welches sich ku-

mulativ verstärken und in eine (schwere) Rezession führen

könne.

Dieser Befürchtung sind folgende Argumente entgegen-

zuhalten, wie sie auch der Sachverständigenrat zur Begut-

achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem

neuen Jahresgutachten thematisiert:

• Es geht bei einem moderaten lohnpolitischen Kurs nicht

um absolute Lohnsenkungen, sondern um geringere

Steigerungen im Vergleich zur Zunahme der Arbeitspro-

duktivität. Die Lohneinkommen und damit die kaufkräf-

tige Nachfrage steigen also.

• In Höhe des Abschlags von der Produktivitätszunahme

entstehen Unternehmensgewinne, die ebenfalls zum

Teil nachfragewirksam sind. Entweder werden die Ge-

winne einbehalten oder ausgeschüttet. Ein Teil der ein-

behaltenen Gewinne wird von den Unternehmen zum

Kauf von (Investitions-) Gütern verwendet, ein Teil am

Kapitalmarkt angelegt. Die ausgeschütteten Gewinne

werden von den Empfängern – nach Abzug der Steuern –

konsumiert oder gespart, wobei der Konsum allerdings

auch importierte Güter umfaßt und die Ersparnis nicht

unwesentlich sein dürfte, weil die Gewinnempfänger-

haushalte eher den oberen Einkommensschichten mit

einer höheren Sparneigung angehören dürften. Mithin

gibt es zwei Nachfragekomponenten: die Käufe inländi-

scher Güter seitens der Unternehmen und der Gewinn-

empfängerhaushalte.

• Aber auch die nicht verausgabten Gewinnkomponenten

können nachfragewirksam sein, wenn sie am Kapital-

markt angelegt werden und dort Zinssenkungstenden-

zen zur Folge haben, woraufhin die Investitionstätigkeit

angeregt werden kann. Da das Zinsniveau hierzulande

weitgehend vom Weltzinsniveau bestimmt wird, dürfte

dieser Effekt indessen nicht sehr zu Buche schlagen. 

• Die mit der Lohnzurückhaltung einhergehende Verringe-

rung der Lohnstückkosten verbessert die Wettbewerbs-

fähigkeit inländischer Unternehmen. Dies führt zu stei-

genden Exporten und ausländischen Direktinvestitionen

in Deutschland und kann nicht mit dem Argument abge-

tan werden, wenn alle Länder diese Strategie betrieben,

liefe das Ganze auf ein Nullsummenspiel hinaus. Der

Trugschluß liegt in der irrigen Vorstellung, das Welthan-

delsvolumen sei eine feste Größe. Ein höherer Wettbe-

werb führt jedoch zu einem intensiveren Handel, bei

dem alle Länder gewinnen, es sei denn, sie verweigerten

sich der notwendigen Anpassung.

• Schließlich verhindert eine moderate Lohnpolitik, daß

Arbeit im Vergleich zu anderen Produktionsfaktoren teu-

rer und infolgedessen wegrationalisiert wird. Je nach

Entwicklung der übrigen Faktorpreise kommt eine Sub-

stitution zugunsten neuer Arbeitsplätze zustande.

Nimmt man alle Einzeleffekte in den Blick, so ist das Ar-

gument, eine moderate Lohnpolitik sei wegen des Nachfra-

geausfalls wirkungslos, wenn nicht sogar kontraproduktiv,

alles in allem nicht überzeugend, von wirtschaftlichen Ex-

tremsituationen abgesehen, die aber zur Zeit und für die

absehbare Zukunft nicht einmal ansatzweise erkennbar

sind.
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